
Zu «Parlament will Verkaufs-
verbot für städtisches Land»
Ausgabe vom 29. Mai
Die links-grüne Mehrheit im
Gemeinderat will Landverkäufe
nur noch im Baurecht erlauben.
Gemäss «Landbote» werden da-
durch die Landpreise um 70 Pro-
zent reduziert. Die Stadt, bezie-
hungsweise die Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler, subventio-
nieren damit mit 40 Millionen
Franken die Bauträger, welche
dieses vergünstigte Bauland be-
kommen.

Zahlreiche Beispiele aus der
Vergangenheit zeigen, dass bei
subventionierten Wohnungen
Missbrauch betrieben wird. Es
wohnen nicht nur einkommens-
schwache Familien in diesen
Wohnungen, sondern auch Mil-
lionäre und Politiker.

Es wäre ein gutes Zeichen,
wenn der links-grüne Gemeinde-
rat klare Regeln aufstellen würde,
wer in diesen subventionierten
Wohnungen leben darf. So kann
der Verdacht beseitigt werden,
dass vor allem Parteifreunde der
links-grünen Gemeinderäte von
diesen Subventionen profitieren.

geht darum, Gedanken auszu-
lösen. Wir lancieren oft die These:
«Homosexualität ist heute häufi-
ger als früher.» Das stimmt natür-
lich nicht, wird aber von vielen ge-
glaubt. «Man sieht es einfach im-
mer mehr», heisst es dann. Schon
sind wir bei einer wichtigen Diffe-
renzierung: Kann oder darf je-
mand seine Homosexualität zei-
gen? Dies kann der Anfang einer
guten Diskussion sein.
Ich nehme an, in Klassen mit 
bekennenden Schwulen ist das 
Stimmungsbild ein anderes als 
in anderen Klassen.
Dass Jugendliche in der Klasse
als schwul bekannt sind, kommt
eher selten vor.
Tatsächlich?
Ja. Man muss auch bedenken,
dass die Schüler oft in einem Al-
ter sind, in dem die Entwicklung
der sexuellen Orientierung noch
nicht abgeschlossen ist.
Auf Ihrem Plakat wird vieles 
aufgezählt: transgender, inter-
sexuell und so fort. Damit kann 
ich wenig anfangen. Ist das 
schon diskriminierend?
Gar nicht. Es geht nicht darum,
dass Sie als Betrachter des Plakats
detaillierte Beschreibungen vor-
nehmen können. Was wir sagen
wollen, ist: Menschen sind ver-
schieden, was ihre Sexualität be-
trifft, und sie haben ein Recht, res-
pektiert zu werden, wie sie sind.
Die Plakate werden mit Steuern 
bezahlt. Das ist sozusagen 
Toleranzpropaganda.
Wir sind eine Fachstelle für se-
xuelle Gesundheit, je etwa zur
Hälfte vom Kanton finanziert
und aus Honoraren für die Schul-
besuche. Plakatkampagnen ma-
chen wir etwa ein- bis zweimal
jährlich, wobei es um ganz Ver-
schiedenes geht, letztes Mal war
es eine Geschlechtskrankheit.
Man weiss, dass junge Homo-
sexuelle ein erhöhtes Suizidrisi-
ko haben, weil sie oft unter Schi-
kanen und fehlender Unterstüt-
zung leiden. Die aktuelle Kam-
pagne macht also durchaus Sinn.

Interview: Christian Gurtner

Wo setzt der Stadtrat 
die Prioritäten? 
Bei der Ansiedlung 
neuer Firmen oder 
beim Erhalten des 
Spielraums für später?

«Homosexualität ist Sünde» 
wurde im Gutschick auf Ihre 
Kampagnenplakate geschrie-
ben. Wie reagieren Sie darauf?
Martin Bernhard: Man muss sa-
gen, dass nur einzelne Plakate be-
schrieben wurden, dies geschah
nicht flächendeckend. Insgesamt
haben wir etwa 50 der roten Pla-
kate aufgehängt. Im Gutschick
hat uns jemand auf die Verunstal-
tungen hingewiesen. Das Ganze
zeigt, dass es Diskussionsbedarf
gibt. Es ist wichtig, dass über die-
ses Thema gesprochen wird.
Die Schreiber scheinen
Freikirchler zu sein, wenn sie 
von Sünde und so schreiben.
Es geht hier vielleicht weniger
darum, wer genau das geschrie-
ben hat. Ich denke vor allem an
Schwule und Lesben, die nun le-
sen: «Es ist eine Sünde, so zu sein,
wie ich bin.» Das kann für sie
schwierig sein, weil sie vielleicht
auch in ihrem persönlichen Um-
feld Ablehnung spüren.
Anti-Aids-Kampagnen sorgten 
früher für viel Aufsehen, weil sie 
plastischer waren, als man das 
gewohnt war. Locken Sie mit 
«Schwul. Respekt.» heute eine 
Katze hinter dem Ofen hervor?
Die Inhalte dieser Kampagnen
sind verschiedene. Aber ja, das
Thema polarisiert durchaus, auch
bei einer reinen Textkampagne
wie unserer ohne nackte Haut.
Sie besuchen oft Schulklassen. 
Wie gross ist die Schwulen- 
und Lesbenfeindlichkeit?
Verschiedene Untersuchungen
haben gezeigt, dass ungefähr 30
Prozent der Jugendlichen oder
mehr eine schwulen- und lesben-
feindliche Haltung haben.
Das sind Studienresultate. Kön-
nen diese in den Winterthurer 
Schulklassen so zutreffen?

INTERVIEW In der Stadt 
wurden Plakate für Respekt 
gegenüber Schwulen zum Teil 
verunstaltet. Der Chef der 
Fachstelle Liebesexundsoweiter
macht in Schulklassen 
unterschiedliche Erfahrungen.

«Viele Jugendliche finden 
Schwulsein nicht okay»

Ja, durchaus. Es ist aber nach
Gruppe, nach Klasse sehr unter-
schiedlich. Wir besuchen haupt-
sächlich Berufsschulen mit 16
oder 17 Jahre alten Schülern.
Hier treffen wir schon oft die Hal-
tung an: «Man muss mit Homo-
sexualität vielleicht leben, aber
ich finde es nicht okay.»
Bei Männern oder Frauen?
Vielleicht eher bei Männern. We-
sentlich ist die Prägung zu Hause,
also die Haltung der Eltern.

Man stellt sich vor, dass vor 
allem Leute vom Balkan und 
Evangelikale etwas gegen 
Schwule haben. Ist das so?
Nicht nur. Aber der Einfluss eines
streng evangelikalen oder musli-
mischen Milieus ist gross. Es gibt
auch Jugendliche, die sagen und
vielleicht sogar glauben: «In mei-
nem Land gibt es so etwas nicht.»
Was antworten Sie darauf?
Ich versuche, zum Nachdenken
anzuregen, frage zum Beispiel:
«Wenn Ihnen ein Kollege anver-
trauen würde, dass er schwul ist,
was würde das bewirken?»
Und das bringt etwas?
Natürlich nicht sofort. Oft kommt
dann die Reaktion: «Ich würde
den Kontakt herunterfahren.» Es

«In den Klassen sind 
wenige offen schwul.»
Martin Bernhard, Geschäftsleiter

Liebesexundsoweiter

«Wer profitiert von der 
Landvergabe im Baurecht?»

Subventionierte Wohnungen
sollen an die richtigen Personen
vergeben werden. Mit vernünfti-
gen Einkommens- und Vermö-
genslimiten könnte dies einfach
erreicht werden. Ich bin ge-
spannt, ob der Winterthurer Ge-
meinderat dazu bereit ist.

Ralph Bauert, Geschäftsführer
Hauseigentümerverband Region

Winterthur
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Als Industriestadt, als Rieter und
Sulzer noch viele Leute beschäf-
tigten, war Winterthur eine rei-
ne Arbeiterstadt. Seit Jahren
scheint aber nur noch zu zählen:
Wie können wir mehr Steuern in
Winterthur einnehmen? Die
einen wollen die Steuern erhö-
hen, andere wollen teure Woh-
nungen bauen, um gut betuchte
Einwohner in die Stadt zu locken
und damit mehr Steuereinnah-
men zu erzielen. Wieder andere
wollen tatsächlich Land verkau-
fen. Wenn man richtig schaut, ist
es verlockend, weil dadurch sehr

viel Geld in die Kassen gespült
wird.

Es ist wahrlich keine leichte
Aufgabe, mehr Einnahmen zu ge-
nerieren, aber Land zu verkaufen,
sollte das letzte Mittel sein, wozu
man greifen muss. Die Umwand-
lung von einer Arbeiterstadt zur
Bildungsstadt ist eine grosse He-
rausforderung.

Es gibt nur eine Lösung und die
heisst, Land im Baurecht zu ver-
geben. Wenn dieser Investor, der
von unserem Stadtpräsidenten
empfohlen wurde, wirklich etwas
für demenzkranke Menschen tun
und den Standort Winterthur be-
rücksichtigen will, dann sollte er
das Land im Baurecht überneh-
men. Damit wird jedes Jahr Geld
in die Stadtkasse von Winterthur
gespült. Alles andere bedeutet
Kapitalvermehrung für den In-
vestor, und wir Winterthurer und
Winterthurerinnen bekommen
eine einmalige Zahlung, die in
den Büchern verschwindet.

Das Land ist Volksvermögen
und gehört nicht in die Hände von
Investoren.

Roberto Maraschiello,
Winterthur

Dieses Grundstück am Reitweg will die Stadt an einen Investor verkaufen. Foto: Johanna Bossart

Leserbriefe

«Unser Geldwesen ist 
in den Fundamenten krank»
Zu «Die Vorschläge basieren 
auf Denkfehlern»
Ausgabe vom 30. Mai
«Die Vorschläge basieren auf
Denkfehlern», meint der SNB-
Präsident zur Vollgeldinitiative.
Es ist hier grad umgekehrt zum
«eingebildet Kranken»: Die meis-
ten Bankenleute sind so sehr ins
fantastisch klug installierte Geld-

unwesen verstrickt, dass sie es für
das normal Gesunde halten. Es ist
aber in den Fundamenten krank
(wie es schon Goethe im «Faust»
zeigt).

Die Vollgeldinitiative, über die
wir am 10. Juni abstimmen, ist ein
erster sorgfältiger, machbarer (!)
Schritt in die heilsame Richtung.

Ruedi Höhn, Winterthur

Zahl der Woche

45 Minuten
So lange kann die Busfahrt vom 
Dättnau an den HB dauern, 
wenn sich die A 1 zustaut, er-
zählte eine Dättnauerin. Unser 
Autor kam zum Schluss: Ver-
kehrstechnisch ist das Dättnau 
ein gefangenes Quartier. jig

«Wir alle sind Staat und Familie»
Zu «Ständeräte auch bei Ergän-
zungsleistungen grosszügig»
Ausgabe vom 29. Mai
An jedem Staat kann man seine
Familie erkennen. So liegen die
Prioritäten für die Familie ganz
weit weg von jeder Realität, in den
meisten Fällen. Obwohl wir alle
Staat sind. Und obwohl wir alle in
einer Gemeinschaft «Familie»
gross geworden sind und dort im-
mer noch geboren werden. Nichts
daran hindert uns, die Familie als
unsere Zukunft zur Chefsache zu
erheben. Sie, die Familie, läuft
und läuft weit hinterher, wie etwa
eine Ente mit ihren Küken, ver-

ängstigt, oft schreiend, hungernd,
hilflos, zerstreut und schutzlos.
Jedes Nest braucht Sicherheit auf
allen Seiten. Sind wir als Staat
nicht mehr in der Lage unsere
eigene Zukunft, unsere Familien
zu sichern?

Haben wir als Staat den Weit-
blick oder, besser gesagt, die Nähe
an uns selber verloren? Wer ein
Pflänzchen gross ziehen will,
muss Mittel in die Hand nehmen,
dass es eine starke, kräftige Pflan-
ze wird. Genauso haben wir als
Staat die erste Aufgabe, unsere
kleinste Zelle, die Familie, hoch
einzustufen, als die Träger unse-

rer Zukunft, und diese unsere
kleinste Gruppe zu begleiten hi-
nein in das Leben, in die Arbeits-
welt, in die Liebeswelt, in die Kri-
senwelt. Dabei sind sämtliche fi-
nanziellen Mittel ein wichtiger
Beitrag fürs Gelingen dieser fami-
liären Erziehung vom Kindergar-
ten bis hinein zur Selbstverant-
wortung eines jeden.

Wenn wir als Staat unsere
kleinste Zelle nicht ernst neh-
men, produzieren wir alle ge-
meinsam einen unglücklichen,
unzufriedenen und kranken
Menschen.

Sebastian Reiterer, Rheinau

S tadtpräsident Michael
Künzle (CVP) musste sich
schon im Wahlkampf im-

mer wieder zum Thema Land-
verkauf äussern. Seine Haltung 
war klar: Sind keine Landver-
käufe mehr möglich, bringt sich 
der Stadtrat um seinen Spiel-
raum gegenüber Unternehmen, 
die sich in Winterthur ansiedeln 
möchten. Interessierte Firmen 
würden abspringen, sollte ein 
Landverkaufsverbot kommen, 
dessen sei er sich sicher.  Ent-
sprechend widerwillig erarbeite-
te der damals noch bürgerlich 
dominierte Stadtrat eine Umset-
zungsvorlage zur bereits 2013 
eingereichten und 2015 erheb-
lich erklärten Motion «Baurecht 
statt Landverkäufe». Und emp-
fahl sogleich, diese abzulehnen.

Der Gemeinderat ist diesem 
Aufruf am Montag nicht gefolgt 
und hat der Umsetzungsvorlage 
zugestimmt. Die Voten im Rats-
saal gaben einen Vorgeschmack 
darauf, was Winterthur nun in 
den nächsten Monaten und Jah-
ren aufgrund des Machtwechsels 
erwarten könnte. Finanzvorste-
herin Yvonne Beutler (SP) sagte 
noch vor der Abstimmung, die 
Welt gehe auch bei einer Annah-

me der Vorlage nicht unter, auch 
wenn der Stadtrat in seiner alten 
Besetzung zum Schluss gekom-
men sei, er wolle sie nicht um-
setzen. Was sie nicht sagte, was 
aber zumindest anklang: Der 
neue Stadtrat mit links-grüner 
Mehrheit könnte die Frage an-
ders beurteilen. Stadtpräsident 
Michael Künzle sah sich denn 
auch bemüssigt, das Wort eben-
falls zu ergreifen. Zu wenig klar 
schien ihm wohl das Statement 
der Kollegin. Er wolle Beutlers 
Votum noch ergänzen und ver-
stärken, sagte er zur Erklärung, 
denn dass zwei Stadträte zum 
gleichen Thema sprechen, ist 
eher unüblich. Eindringlich 
warnte er davor, einem Landver-
kaufsverbot zuzustimmen. 
Beobachter erhielten den Ein-
druck, dass Beutler die Meinung 
des Stadtrates aus seiner Sicht 
zu wenig vehement
vertreten hatte.

Seit gestern ist es so, dass die 
links­grüne Mehrheit im Stadt­
rat das Sagen hat. Christa Meier 
(SP) hat Josef Lisibach (SVP) ab-
gelöst. Kommt es  beim Thema 
Baurecht statt Landverkauf nun 
zu einer Kehrtwende, wie zu
Beginn der letzten Legislatur 

Landverkauf als Zerreisspro  be für den Stadtrat

Mirjam Fonti, 
Redaktorin Stadt

Leitartikel

Der Landbote
Samstag, 2. Juni 2018

Gummienten an der
Gewerbeausstellung in 
Seuzach. 
Ein Aufschrei des Ekels 
und der Besorgnis ging vor 
kurzem durch alle Bade-
zimmer, als bekannt wur-
de, dass Gummienten nach 
längerem Aufenthalt in der 
Badewanne im Innern von 
Millionen von Bakterien 
und Pilzen befallen sind. 
Kurze Zeit davor wurden 
die Küchenschwämme 
beschuldigt, davor die 
Smartphone-Oberflächen 
angeprangert und noch 
früher die Computertasta-
turen des Bakterienbefalls 
überführt. Bei jeder dieser 
Meldungen fiel mir mein 
Primarschulfreund ein, der 
bei den Pfadfindern war. 
Mit lauter Stimme erzählte 
er mir damals, dass ein 
Pfadfinder im Jahr etwa 
drei Kilo Dreck isst. Bei 
dieser Vorstellung drehte 
sich mir mein Magen um. 
Und im ersten Moment 
hatte ich Mitleid mit ihm. 
Ein Grund mehr, diesem 
Verein nie beizutreten, 
dachte ich. Erst später wur-
de mir klar, dass er stolz 
drauf war. Denn heute 
weiss man ja, dass Kontakt 
mit Schmutz und Keimen 
das Immunsystem stärkt. 
Meins funktioniert offen-
bar auch ohne alle diese 
Zutaten.
Bernd Kruhl, Bildredaktor

Seitenblick

Foto: Madeleine Schoder

mit der Parkplatzverordnung? 
2015 stellte sich der damals neu 
gewählte bürgerlich dominierte 
Stadtrat kurz vor der Abstim-
mung gegen die Parkplatzver-
ordnung, welche die zuvor noch 
links-grüne Regierung ausge-
arbeitet hatte. Josef Lisibach 
machte damals eine
Neubeurteilung geltend.

Auch über die Frage des Land­
verkaufs muss das Volk noch 
befinden. Zu erwarten ist ein 
emotionaler Abstimmungs-
kampf, in dem sich auch der 
Stadtrat positionieren muss. 
Künzle sagte am Montag, wer 
sich um das Wohl der Stadt sor-
ge, müsse das Anliegen eines 
Landverkaufsverbots ablehnen. 
Doch auch Befürworter können 
für sich beanspruchen, das Wohl 
der Stadt im Auge zu haben,
indem sie Landreserven für
zukünftige Generationen be-
wahren wollen. Die Frage ist, wo 
man die Prioritäten setzt: bei der 
Ansiedlung neuer Firmen oder 
eher beim Erhalten des Spiel-
raums für später? Sollte sich die 
neue Stadtratsmehrheit für die 
Baurechtspriorisierung ausspre-
chen, müsste Michael Künzle als 
Stadtpräsident eine Haltung ver-

treten, die seiner eigenen
diametral widerspricht. 

Würde Künzle das tun, nachdem 
er sich zuvor so vehement
dagegen gewehrt hatte? Und 
wenn ja, mit wie viel Herzblut? 
Fühlten sich dann allenfalls Ver-
treter der links-grünen Mehrheit 
verpflichtet, ihrer Meinung  
Nachdruck zu verleihen, wie 
Künzle das tat? Die Frage, ob der 
Stadtrat das Landverkaufsverbot 
unterstützt oder nicht, könnte 
zu einer ersten Zerreissprobe für 
den neuen Stadtrat werden – 
weitere dürften folgen. Denn 
dass die Mehrheit einige Schwer-
punkte anders legen wird als
zuvor, liegt auf der Hand. Und 
dass Künzle darüber oft nicht
glücklich sein wird, ebenfalls.

Man darf gespannt sein, ob der 
Stadtrat diese Meinungsver­
schiedenheiten, wie im Gemein-
derat  geschehen, nach aussen 
sichtbar machen wird oder ob es 
ihm gelingt, geeint aufzutreten. 
Zu wünschen wäre Letzteres. 
Denn davon dürfte abhängen,
ob die Bevölkerung das Gefühl 
hat, dass der Stadtrat als Team
funktioniert und die Interessen 
der Stadt gut vertritt.

Landverkauf als Zerreisspro  be für den Stadtrat

D ie Säkularisierung der
westlichen Welt schreitet
kühl voran, die christli-

chen Kirchen und Glaubensge-
meinschaften verlieren Mitglie-
der, und der Islam radikalisiert 
sich in weiten Teilen der Welt. 
Davon unberührt scheint eine 
der Leitfiguren der grossen 
Weltreligionen die Herzen der 
westlichen Welt zu erobern: 
Buddha ist bei uns schwer in 
Mode. Letztes Jahr wurde sogar 
ein riesiges Exemplar im Win-
terthurer Stadtpark ausgesetzt. 
Kaum ein Baumarkt oder Gar-
tencenter ohne ein gefälliges 
Sortiment an Statuetten des seli-
gen Lächlers in Gips, Steinguss 
und Keramik, nature oder zart-
weiss glasiert. Er sitzt zwischen 
Blumenerde, in der Nähe der 
Topfpflanzen, ruht in Wasser-
spielen oder nahe der Rankgit-
ter. Umgeben von Eulen, Bambis 
und Hirtenjungen aus Plastik lä-
chelt der weise Erleuchtete; um 
die Ecke leuchtet die Reklame 
für Occasionen in Eibenstauden, 
Grillkohle und Liegestühlen.

In meiner Kindheit hing in 
jedem katholischen Haus im 
«Herrgottswinkel» das Kruzifix, 

geschmückt mit geweihten 
Buchszweigen. Manches Bau-
ernhaus trug unterm schützen-
den Vordach ein Holzkreuz, an 
Auffahrt wurden die Kreuze vom 
Dorfpfarrer gesegnet. Fromme 
Reformierte hatten immerhin 
ein schlichtes Taizé-Kreuz über 
dem Esszimmertisch hängen 
und sprachen ein Tischgebet. 
Vom sichtbaren Christentum 
übrig geblieben ist vielerorts nur 
noch der – inzwischen aufge-
klebte – Haussegen der Stern-
singer, die am Dreikönigstag 
durch die Strassen ziehen.

Während viele christliche 
Bräuche still im Dunkel der Ge­
schichte verschwinden, rüsten 
Gartencenter und Heimwerker-
märkte religiös auf. Sind deren 
Konzernchefs heimliche Bud-
dhisten, die uns zunehmend reli-
gionslose Nomaden der digitali-
sierten Welt für die buddhisti-
sche Lehre gewinnen wollen? 
Eher nicht. Auch hier regiert das 
ganz unspirituelle Gesetz von 
Angebot und Nachfrage.

Und Nachfrage besteht: Ge-
stresste Manager lernen in psy-
chosomatischen Kliniken, ihr 
Leben in Achtsamkeit zu führen 

und den Geistesgiften Hass, 
Gier und Verblendung zu 
widerstehen. Überan-
strengte Lehrperso-
nen, Architekten, 
Supermarktver-
käuferinnen und 
Selbstständige 
besuchen Volks-
hochschulkurse, 
die ebenfalls eifrig aus 
Buddhas Lehre schöpfen. 
Die Lehre von der Über-
windung des irdischen 
Leids, wie sie der indische 
Weise Siddhartha Gauta-
ma – der historische 
«Buddha» – verkündet 
hat, scheint gut zu unserem 
selbstbezogenen Leben zu 
passen.

Der Buddha im Vorgarten
signalisiert: «Ich bin auf 
dem Weg zur Erleuchtung.» 
Wie unsexy klingt dagegen 
für coole Leute, was der an-
dere grosse Religionsstifter, 
Jesus von Nazareth, dem 
Menschen auftrug: «Einer
trage des anderen Last.»

Buddha neben Blumenerde
Tribüne

Tobias Engelsing ist Leiter der 
Städtischen Museen Konstanz.
Foto: Heinz Diener
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